
Öffentliche Bekanntmachung 
 

Satzung der Stadt Baden-Baden 

über die Verlängerung einer Veränderungssperre im Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes „Gewerbepark Haueneberstein-Nord“ 

 
 
Aufgrund der §§ 14, 16, 17 Abs. 1 Satz 3 des Baugesetzbuches (BauGB) i. V. m. § 4 
der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg in den derzeit aktuellen Fassungen hat 
der Gemeinderat in seiner Sitzung am 13.05.2024 die Verlängerung der Verände-
rungssperre im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Gewerbepark Haueneber-
stein-Nord“ in Baden-Baden als Satzung beschlossen. 

 
 

§ 1 
Verlängerung der Veränderungssperre 

Die Geltungsdauer der bestehenden Satzung über den Erlass einer Veränderungs-
sperre zur Sicherung der Planung für den Bebauungsplanbereich „Gewerbepark Hau-
eneberstein-Nord“ vom 25.07.2022 (öffentlich bekannt gemacht im Badener Tagblatt 
vom 01.08.2022, Seite 31) wird um ein Jahr verlängert. 

 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

Die Satzung tritt am Tage ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Sie tritt außer 
Kraft, sobald und soweit der für den Geltungsbereich dieser Satzung aufzustellende 
Bebauungsplan rechtsverbindlich geworden ist, spätestens jedoch nach Ablauf eines 
Jahres. 

 



 
Hinweise: 

Die Satzung über die Verlängerung der Geltungsdauer der Veränderungssperre kann 
während der üblichen Dienststunden bei der Stadtverwaltung Baden-Baden nach vor-
heriger Kontaktaufnahme mit dem Fachgebiet Stadtplanung unter der Telefonnummer 
07221/93-2551, E-Mail: stadtplanung@baden-baden.de, sowie im Internet www.ba- 
den-baden.de/oeffentliche-bekanntmachungen eingesehen werden. 

Außerdem wird auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB über die 
Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für eingetretene Vermögens-
nachteile durch die Veränderungssperre nach § 18 und des § 18 Abs. 3 BauGB über 
das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristgerechter Geltendma-
chung hingewiesen. 

 
„Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für Baden-Württemberg (GemO) oder von aufgrund der GemO erlassener Ver-
fahrens- und Formvorschriften beim Zustandekommen dieser Satzung ist nach § 4 
Abs. 4 der GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch und unter 
Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, innerhalb eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung bei der Stadt Baden-Baden geltend gemacht wor-
den ist. 

 
Wer die Jahresfrist verstreichen lässt, ohne tätig zu werden, kann eine etwaige Verlet-
zung gleichwohl auch später geltend machen, wenn 

• die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Be-
kanntmachung verletzt worden sind oder 

• der Oberbürgermeister dem Beschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit 
widersprochen hat oder 

• vor Ablauf der Jahresfrist die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet 
oder eine dritte Person die Verletzung gerügt hat.“ 

„Unbeachtlich werden 
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• eine nach § 214 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften und 

• eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans und 

• nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegen-
über der Stadt Baden-Baden geltend gemacht werden. Der Sachverhalt, der die Ver-
letzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. § 215 Abs. 1 Satz 1 gilt ent-
sprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind.“ 

 

 
Baden-Baden, den 27.07.2024 Dietmar Späth 

Oberbürgermeister 
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